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Vorwort

Es gibt gute Darstellungen des Abgabenrechts, insbesondere viele Kommentare 
zum Erschließungsbeitragsrecht und der Länderkommunalabgabengesetze. Auch 
das Umweltrecht ist systematisch gut beschrieben. Dieses nimmt z.T. ohne nähere 
Prüfung das Abgabenrecht in die Pflicht, umweltrechtlichen Zielen zu dienen. Da-
mit soll das Verhalten der Konsumenten gesteuert werden. Diese indirekte Verhal-
tenssteuerung erfolgt unter der Annahme, dass das Ordnungsrecht nicht ausreicht, 
die Ziele des Umweltschutzes zu erreichen. Eine beide Bereiche abdeckende und 
die Grenzen der jeweiligen Rechtsmaterien suchende Darstellung in systematischer 
Form liegt – soweit erkennbar – noch nicht vor. Diese Grenzlinien im Verhältnis 
zum Umweltrecht aufzuzeigen, die für das Abgabenrecht wesentlich sind, soll eine 
Aufgabe des vorgelegten Werkes sein.

Der Verfasser, als Referent im Städtetag Nordrhein-Westfalen an der Konzipie-
rung des KAG NW mit beteiligt, hat in der kommunalen Praxis als Stadtkämmerer 
und später als Oberbürgermeister das breite Eindringen des Umweltrechts in zwei 
Bundesländern praktisch zu bewältigen gehabt. In den Führungsgremien der kom-
munalen Spitzenverbände auf Landes- und Bundesebene konnte ein umfassender 
Eindruck über die Folgen dieses Einbruchs für den Bürger gewonnen werden.

Betroffen sind vor allem die Abgaben, die von Kommunen für ihre Leistungen 
berechtigterweise erhoben werden, wie Beiträge und Gebühren. Diese sind regel-
mäßig wegen ihrer Höhe der Kritik, vor allem der des Bundes der Steuerzahler, 
ausgesetzt. Hierbei wird außer Betracht gelassen, dass die Abgabenbelastungen im 
Wesentlichen durch technische Regelwerke des umweltrechtlichen Ordnungsrechts 
verursacht sind. Vollends bleibt unbekannt, dass die Gebühren auch Sonderabga-
ben mitschleppen, die aus Gründen des Umweltschutzes vom Staat auferlegt sind. 
Dies sind beispielsweise die Abwasserabgaben und Wasserentnahmeentgelte. Die 
Aufblähung dieser Lasten gegenüber den Bürgern haben die Verantwortlichen in 
den Kommunen zu vertreten. Die Zusammenhänge dieser Belastungen zu verdeut-
lichen, ist eine weiteres Anliegen dieses Werkes.

Wichtig war aber auch die Darlegung der rechtlichen Grenzen im Abgabenrecht 
bei Sonderabgaben, Beiträgen und Gebühren. Im hier vorgelegten Werk werden 
auch die Beiträge dargestellt, die für die erstmalige Erschließung von Baugebieten 
anfallen. Hiermit im Zusammenhang stehende weitere Belastungen für den Bauwil-
ligen werden so in der Reihenfolge behandelt, wie sie sich den Verwaltungen, den 
kommunalen Gremien und schließlich den Betroffenen und deren Anwälten dar-
stellen. Dies sind neben Erschließungsbeiträgen gegebenenfalls Beiträge für Lärm-
schutzmaßnahmen und vor allem die Kosten für den Ausgleich von ökologischen 
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Eingriffen durch naturschutzrechtliche Maßnahmen. Diese sind zwar nur in der letz-
ten Konsequenz Abgaben, ihr Rechtsgrund liegt jedoch in planerischen Festlegun-
gen, die nur abstrakt vom Gesetz formuliert sind, aber regelmäßig von Sachverstän-
digen beurteilt werden, um das Umweltrecht vollzugsfähig zu machen. Damit im 
Zusammenhang stehen dann noch für den Bauwilligen Beiträge für die Grundstück-
sentwässerung und für die Wasserversorgung. Alles zusammen kann in ihrer Ge-
samthöhe eine unüberwindliche Schwelle für den Bauwiligen sein. Die Kommunen 
können auch bei bürgerfreundlichster Gestaltung diese Problematik nicht endgültig 
ausräumen: Familienpolitischer und – mit Blick auf die Bauwirtschaft – volkswirt-
schaftlicher Sprengstoff! Deshalb werden in diesem Werk auch finanzielle Größen-
ordnungen genannt, wie sie bei erstmaliger Erschließung in einem überschaubaren 
Mittelzentrum entstanden sind. Eine individuelle Darstellung für einen „Muster-
haushalt mit 2–3 Kindern“ wäre die Konsequenz für die politisch Verantwortlichen 
vor Ort bei erstmaligen Erschließungen. Diese Gesamtbelastung beim Bürger ak-
zeptabel und darstellbar zu machen, ist eine Aufgabe der mittlerweile im gesamten 
Bundesgebiet unmittelbar vom Kommunalwahlberechtigten zu wählenden Bürger-
meistern und deren Mitarbeitern, sowie der örtlichen kommunalen Gremien. Dies 
gilt auch für Gebühren und Beiträge nach der erstmaligen Herstellung.

Deshalb war es für den Verfasser ein Anliegen, bürgerfreundliche Wege zur Er-
reichung der Akzeptanz aufzuzeigen. Hierbei diente die Berufserfahrung als Stadt-
kämmerer und Oberbürgermeister in zwei Mittelzentren in Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen. Geboten war deshalb auch die Gegenüberstellung des jewei-
ligen Landesrechts, das in Rheinland-Pfalz wesentlich akzeptanzorientierter ist als 
in Nordrhein-Westfalen und den Verantwortlichen wesentlich mehr Gestaltungs-
spielraum einräumt. Dieses Akzeptanzproblem wurde in Rheinland-Pfalz in mehre-
ren Enquetekommissionen behandelt. Demgegenüber hat das Beitragsrecht in Nord-
rhein-Westfalen den Vorzug, in den mittlerweile über 30 Jahren seiner Gültigkeit 
ein hohes Maß an Rechtssicherheit zu bieten. Dies betrifft insbesondere Straßenaus-
baubeiträge und Anschlussbeiträge.

Auf andere Bundesländer wurde Bezug genommen bei grundlegenden Unter-
schieden und Besonderheiten. Dies gilt vor allem z. B. für die Wasserentgelte in den 
Beitrittsländern, welche den Übergang von den VEB-WAB’s auf Zweckverbände zu 
bewältigen hatten mit entsprechenden kostenträchtigen Vorbelastungen.

Auch das Abgabenverfahrensrecht und die Einführung des Euro waren zu be-
handeln. Diese Kapitel sind wie das finanzverfassungsrechtliche Kapitel bedeutsam 
auch für die später nachfolgende Darstellung des kommunalen Gebührenrechts.

Diese Systematik gehört in die Hand der kommunalpolitisch Verantwortlichen, 
den betroffenen Wirtschaftskreisen wie der Bauwirtschaft und – wegen der Frem-
denverkehrsbeiträge und Kurbeiträge – auch den Verantwortlichen im Fremdenver-
kehr. Auch den in der Wissenschaft am Umweltrecht Interessierten kann ein Studi-
um der Grenzen des Abgabenrechts nur empfohlen sein. Schließlich würde sich der 
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Verfasser freuen, wenn das Werk in der Hand der wirtschaftlich Interessierten, also 
auch den Bauwilligen und deren Anwälten, gute Dienste leisten würde.

Einem weiteren Band bleibt die spätere Darstellung des Gebührenrechts vorbe-
halten.

Auf umfangreiche Anhänge wurde verzichtet, der Fülle des zu bewältigenden 
Stoffes wurde versucht durch viele Verweisungen gerecht zu werden, zumal in der 
zitierten Literatur nahezu alles Wesentliche abgedruckt ist. Zu einem einzigen An-
hang sieht sich der Verfasser veranlasst durch eine Entscheidung des sächsischen 
OVG zur Fremdenverkehrsabgabe, nämlich einer auszugsweise zitierten Vorlage 
zur Einführung einer Fremdenverkehrsabgabe in einer Stadt in Rheinland-Pfalz. 
Mängel der Arbeit hat der Verfasser zu vertreten. Für sachdienliche Hinweise zur 
Verbesserung des Werkes ist der Verfasser dankbar.

Dank gebührt der Bibliothek des Deutschen Städtetages, der Geschäftsstelle des 
Städtetages Rheinland-Pfalz sowie den Geschäftsstellen des Städte- und Gemein-
debundes Nordrhein-Westfalen und Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz. 
Schließlich auch den Verwaltungen der Städte Rheine/Westf. und Andernach am 
Rhein für praktische Hilfeleistungen und verschiedene Hinweise.

Besonderer Dank gebührt meiner Familie, die zur Erstellung des Werkes sehr 
hilfreich beigetragen hat.

Rheine/Westfalen im Mai 2004 Gerold Küffmann
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